
Erklärung zur Festsetzung der Erfahrungszeit in die Landesbesoldungsordnung A 
 
 
Name 
 
 

Vorname 
 

Geburtsdatum 
 

Telefon (für Rückfragen) 

 

Fakultät / Institut 
 
 

Amts-/Dienstbezeichnung 
 

 
 
Bitte geben Sie Ihren lückenlosen Werdegang ab dem Schulabschluss unter Angabe der ggfs. 
erreichten Qualifikationen an: 

(Bitte in Druckbuchstaben oder maschinell ausfüllen) 
 

von bis 
zeitliche 

Inanspruchnahme  
(z.B. Vollzeit, Teilzeit) 

Tag Monat Jahr Tag Monat Jahr < ½ 1/1 > ½ 

          

          

          

          

          

          

          

 
         

 
         

 
         

 
Verpflichtungserklärung: 
Mir ist bekannt, dass die Angaben in dieser Erklärung der Festsetzung meiner Erfahrungszeit zugrunde 
gelegt werden. Ich versichere die Richtigkeit und Vollständigkeit dieser Angaben. 
 
 
 
________________________________   _______________________________ 
Ort, Datum      Unterschrift 



Erläuterungen: 
 
 

1. Die Angaben sind in zeitlicher Reihenfolge lückenlos darzustellen. 
 

2. Reicht ein Vordruck nicht aus, so sind die weiteren Angaben auf einem zusätzlichen Blatt 
zu machen.  

 
3. Es sind jeweils gesondert mit taggenauen Daten (von Tag/Monat/Jahr) alle nach dem 

allgemeinen Schulabschluss liegende Zeiträume (vgl. hierzu § 28 ÜBesG) anzugeben, z. 
B.: 

 
 Ausbildungszeiten einschließlich Ausbildungsgang mit Angabe der Art des 

Abschlusses (ggf. auch Promotion, Habilitation) 
 Wehrdienst, Zivildienst, Bundesfreiwilligendienst etc. 
 Zeiten als Selbständiger, Angestellter oder Arbeiter unter Angabe des 

Arbeitgebers (im öffentlichen Dienst mit Eingruppierung) – bitte zusätzlich 
Zeiten eines vorübergehenden Ruhens bzw. einer Teilzeitbeschäftigung 
einschließlich Umfang vermerken und Angaben über die Zugehörigkeit zu 
Alterssicherungssystemen (Versicherungsträger, Pflichtversicherung, freiwillige 
Versicherung, Beteiligung eines Arbeitgebers, Beitragserstattung, 
Nachversicherung, Abfindung) 

 Frühere Beamten-/Richterverhältnisse mit Angabe des Dienstherren, der Art und 
der letzten Amtsbezeichnung/Besoldungsgruppe- bitte zusätzlich Zeiten einer 
Beurlaubung ohne Bezüge bzw. einer Teilzeitbeschäftigung einschließlich 
Umfang vermerken sowie Angaben zur Nachversicherung 

 Zeiten einer Nichtbeschäftigung (z.B. arbeitslos, Hausfrau/-mann, 
Kinderbetreuung, Pflege eines nahen Angehörigen) 

 
4. Die Zeiten sind durch Belege nachzuweisen, soweit Unterlagen über diese Zeiten nicht 

bereits vorliegen. Dies ist entsprechend zu vermerken. 
 

5. Sofern außer Zeiten der Schul- sowie der Berufsausbildung keine weiteren Zeiten 
vorliegen, werden keine Nachweise benötigt. 

 



Auszug aus dem Übergeleiteten Besoldungsgesetz NRW (ÜBesG NRW) 
 
 

§ 27 Bemessung des Grundgehalts 
 

(1) Das Grundgehalt wird, soweit die Besoldungsordnung nicht feste Gehälter vorsieht, nach Stufen 
(Erfahrungsstufen) bemessen. Dabei erfolgt der Aufstieg in eine nächsthöhere Stufe nach bestimmten Zeiten 
mit dienstlicher Erfahrung und der Leistung. 
 
(2) Mit der ersten Ernennung in ein Beamtenverhältnis mit Anspruch auf Dienstbezüge im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes wird ein Grundgehalt der ersten mit einem Grundgehaltsbetrag ausgewiesenen Stufe der 
maßgeblichen Besoldungsgruppe (Anfangsgrundgehalt) festgesetzt, soweit nicht berücksichtigungsfähige 
Zeiten nach § 28 Absatz 1 anerkannt werden. Die Stufe wird mit Wirkung vom Ersten des Monats 
festgesetzt, in dem das Beamtenverhältnis begründet wird. Ausgehend von diesem Zeitpunkt beginnt der 
Stufenaufstieg. Frühere Dienstzeiten mit Anspruch auf Dienstbezüge in einem Beamten-, Richter- oder 
Soldatenverhältnis bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 29 Absatz 1) im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes führen zu einer Vorverlegung des Beginns des Stufenaufstiegs auf den Zeitpunkt der ersten 
Ernennung mit Anspruch auf Dienstbezüge, soweit in § 30 nichts anderes bestimmt ist; Satz 1 zweiter 
Halbsatz und Sätze 2 und 3 gelten entsprechend. Die Stufenfestsetzung ist der Beamtin oder dem Beamten 
schriftlich mitzuteilen. 
 
(3) Das Grundgehalt steigt bis zur fünften Stufe im Abstand von zwei Jahren, bis zur neunten Stufe im 
Abstand von drei Jahren und darüber hinaus im Abstand von vier Jahren. Zeiten ohne Anspruch auf 
Grundgehalt verzögern den Stufenaufstieg, soweit in § 28 Absatz 2 nichts anderes bestimmt ist. Die Zeiten 
nach Satz 2 werden auf volle Monate abgerundet. Die Sätze 1 bis 3 gelten in den Fällen des Absatzes 2 Satz 
4 entsprechend. 
 
(4) Bei dauerhaft herausragenden Leistungen kann für Beamtinnen und Beamte der Besoldungsordnung A 
die nächsthöhere Stufe als Grundgehalt vorweg festgesetzt werden (Leistungsstufe). Die Zahl der in einem 
Kalenderjahr bei einem Dienstherrn vergebenen Leistungsstufen darf 15 vom Hundert der Zahl der bei dem 
Dienstherrn vorhandenen Beamtinnen und Beamten der Besoldungsordnung A, die das Endgrundgehalt 
noch nicht erreicht haben, nicht übersteigen. Wird festgestellt, dass die Leistung nicht den mit dem Amt 
verbundenen durchschnittlichen Anforderungen entspricht, verbleibt die Beamtin oder der Beamte in der 
bisherigen Stufe, bis die Leistung ein Aufsteigen in die nächsthöhere Stufe rechtfertigt. Eine darüber 
liegende Stufe, die ohne die Hemmung des Aufstiegs inzwischen erreicht wäre, darf frühestens nach Ablauf 
eines Jahres als Grundgehalt festgesetzt werden, wenn in diesem Zeitraum anforderungsgerechte Leistungen 
erbracht worden sind. Die Landesregierung wird ermächtigt, zur Gewährung von Leistungsstufen und zur 
Hemmung des Aufstiegs in den Stufen nähere Regelungen durch Rechtsverordnung zu treffen. In der 
Rechtsverordnung kann zugelassen werden, dass bei Dienstherren mit weniger als sieben Beamtinnen und 
Beamten im Sinne des Satzes 2 in jedem Kalenderjahr einer Beamtin oder einem Beamten die 
Leistungsstufe gewährt wird.  
 
(5) Absatz 4 gilt nicht für Beamtinnen und Beamte im Beamtenverhältnis auf Probe nach § 4 Absatz 3 des 
Beamtenstatusgesetzes. Die Entscheidung über die Gewährung einer Leistungsstufe oder über die Hemmung 
des Aufstiegs trifft die zuständige oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle. Die 
Entscheidung ist der Beamtin oder dem Beamten schriftlich mitzuteilen. Widerspruch und Anfechtungsklage 
haben keine aufschiebende Wirkung. 
  
(6) Für die Dauer einer vorläufigen Dienstenthebung verbleibt die Beamtin oder der Beamte in der 
bisherigen Stufe. Führt ein Disziplinarverfahren nicht zur Entfernung aus dem Beamtenverhältnis oder endet 
das Beamtenverhältnis nicht durch Entlassung auf Antrag oder infolge strafgerichtlicher Verurteilung, so 
regelt sich das Aufsteigen im Zeitraum der vorläufigen Dienstenthebung nach Absatz 3.“ 
  
  



§ 28 Berücksichtigungsfähige Zeiten 
 

(1) Bei der ersten Stufenfestsetzung nach § 27 Absatz 2 werden als berücksichtigungsfähige Zeiten 
anerkannt, soweit in § 30 nichts anderes bestimmt ist: 
1. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren für jedes Kind, 
2.  Zeiten der tatsächlichen Pflege von nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen nahen Angehörigen 

(Eltern, Schwiegereltern, Eltern von Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern nach dem 
Lebenspartnerschaftsgesetz, Ehegatten, Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern nach dem 
Lebenspartnerschaftsgesetz, Geschwistern oder Kindern) bis zu drei Jahren für jeden nahen 
Angehörigen,  

3.  Pflegezeiten nach dem Pflegezeitgesetz in der jeweils geltenden Fassung, 
4.  Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit, die nicht Voraussetzung für den Erwerb der 

Laufbahnbefähigung sind, im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 29) oder im Dienst 
von öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften und ihren Verbänden sowie im Dienst eines 
sonstigen Arbeitgebers, der die im öffentlichen Dienst geltenden Tarifverträge oder Tarifverträge 
wesentlich gleichen Inhalts anwendet und an dem die öffentliche Hand durch Zahlung von Beiträgen 
oder Zuschüssen oder in anderer Weise wesentlich beteiligt ist,  

5.  Zeiten von mindestens vier Monaten bis zu insgesamt zwei Jahren, in denen Wehrdienst, Zivildienst, 
Bundesfreiwilligendienst, Entwicklungsdienst oder ein freiwilliges soziales oder ökologisches Jahr 
geleistet wurde,  

6.  Zeiten einer Eignungsübung nach dem Eignungsübungsgesetz und 
7.  Verfolgungszeiten nach dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz, soweit eine Erwerbstätigkeit, die 

einem Dienst bei einem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§ 29) entspricht, nicht ausgeübt werden 
konnte. 

 
Weitere hauptberufliche Zeiten, die nicht Voraussetzung für den Erwerb der Laufbahnbefähigung sind, 
können ganz oder teilweise anerkannt werden, soweit sie für die Verwendung der Beamtin oder des 
Beamten förderlich sind. Mit Zustimmung des Finanzministeriums kann von Satz 1 Nummer 4 und Satz 2 
abgewichen werden, wenn für die Zulassung zu einer Laufbahn besondere Voraussetzungen gelten. Zeiten 
für zusätzliche Qualifikationen, die nicht im Rahmen einer hauptberuflichen Tätigkeit erworben wurden, 
können in besonderen Einzelfällen, insbesondere zur Deckung des Personalbedarfs, mit insgesamt bis zu 
drei Jahren als berücksichtigungsfähige Zeiten anerkannt werden. Die Entscheidung nach den Sätzen 2 bis 4 
trifft die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle. Zeiten nach den Sätzen 1 und 2 werden 
durch Unterbrechungszeiten nach Absatz 2 nicht vermindert. Die Summe der Zeiten nach den Sätzen 1 bis 4 
wird auf volle Monate aufgerundet.  
 
(2) Abweichend von § 27 Absatz 3 Satz 2 wird der Aufstieg in den Stufen durch folgende Zeiten nicht 
verzögert: 
1. Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren für jedes Kind, 
2. Zeiten der tatsächlichen Pflege von nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen nahen Angehörigen 

(Eltern, Schwiegereltern, Eltern von Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern nach dem 
Lebenspartnerschaftsgesetz, Ehegatten, Lebenspartnerinnen und Lebenspartnern nach dem 
Lebenspartnerschaftsgesetz, Geschwistern oder Kindern) bis zu drei Jahren für jeden nahen 
Angehörigen, 

3. Pflegezeiten in entsprechender Anwendung des Pflegezeitgesetzes in der jeweils geltenden Fassung, 
4. Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, wenn die oberste Dienstbehörde oder die von ihr 

bestimmte Stelle schriftlich anerkannt hat, dass der Urlaub dienstlichen Interessen oder öffentlichen 
Belangen dient, 

5. Zeiten, die nach dem Arbeitsplatzschutzgesetz in der jeweils geltenden Fassung nicht zu dienstlichen 
Nachteilen führen dürfen und 

6. Zeiten einer Eignungsübung nach dem Eignungsübungsgesetz. 
 
(3) Eine Mehrfachberücksichtigung von Zeiten nach den Absätzen 1 und 2 und § 27 Absatz 2 Satz 4 ist 
unzulässig. 
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